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Einladung zur ordentlichen (virtuellen) Hauptversammlung 

 

Hiermit laden wir unsere Aktionäre zur ordentlichen Hauptversammlung ein, die 

am Donnerstag, den 2. September 2021, um 11.00 Uhr MESZ, 

stattfindet. 

Die Hauptversammlung findet als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre 

oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) statt. Ort der 

Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes ist das Atrium Hotel Mainz, Flugplatzstr. 44, 55126 

Mainz. 

Die gesamte Versammlung wird mit Zustimmung des Aufsichtsrats nach Maßgabe des Gesetzes über 

Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht 

zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie („COVID-19-Gesetz“) (Art. 2 des Gesetzes 

zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht, 

BGBl. I 2020, S. 569), zuletzt geändert durch Art. 11 des Gesetzes zur weiteren Verkürzung des Rest-

schuldbefreiungsverfahrens und zur Anpassung pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, 

Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht vom 22. Dezember 2020, 

BGBl. I 2020, S. 3328, für die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre oder deren Bevollmächtigte im 

Internet unter der Internetadresse 

https://jdcgroup.de/investor-relations/ 

in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ im passwortgeschützten Internetservice in Bild und Ton 

übertragen; diese Übertragung ermöglicht keine Teilnahme an der Hauptversammlung im Sinne von 

§ 118 Abs. 1 Satz 2 AktG. Bitte beachten Sie auch die Hinweise am Ende dieser Einladung. 



Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des Lageberichts für das Geschäftsjahr 2020, 

des gebilligten Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts für das Geschäftsjahr 2020 so-

wie des Berichts des Aufsichtsrats über das Geschäftsjahr 2020 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den Konzernabschluss 

bereits gebilligt. Der Jahresabschluss ist damit festgestellt. Entsprechend den gesetzlichen Best-

immungen erfolgt daher zu diesem Punkt der Tagesordnung keine Beschlussfassung. 

Die unter diesem Tagesordnungspunkt genannten Unterlagen sind auf der Internetseite der Ge-

sellschaft unter 

https://jdcgroup.de/investor-relations/ 

in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ verfügbar, werden dort auch während der virtuellen 

Hauptversammlung zugänglich sein und in dieser näher erläutert. 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2020 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn der JDC Group AG für das Geschäftsjahr 

2020 in Höhe von EUR 1.036.737,92 auf neue Rechnung vorzutragen. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 2020 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2020 amtierenden Mitgliedern des 

Vorstands für das Geschäftsjahr 2020 die Entlastung zu erteilen. 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 

2020 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2020 amtierenden Mitgliedern des 

Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020 die Entlastung zu erteilen. 

5. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das Ge-

schäftsjahr 2021 sowie des Prüfers für eine etwaige prüferische Durchsicht unterjähriger Finanz-

berichte 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Dr. Merschmeier + Partner GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft Steuerberatungsgesellschaft, Haus Sentmaring 9, 48151 Münster, zum Abschlussprüfer 

und Konzernabschlussprüfer der Gesellschaft für das Geschäftsjahr 2021 sowie zum Prüfer für 

eine etwaige prüferische Durchsicht unterjähriger Finanzberichte im Geschäftsjahr 2021 und 2022 

bis zur nächsten ordentlichen Hauptversammlung zu wählen. 

6. Wahlen zum Aufsichtsrat 

Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 30. Oktober 2020 ist Herr Dr. Markus Schachner 

zum Mitglied des Aufsichtsrats der Gesellschaft für die Zeit bis zur Beendigung derjenigen Haupt-

versammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das am 31. Dezember 2024 endende 

Geschäftsjahr entscheidet, gewählt worden. 



Herr Dr. Markus Schachner hat sein Amt als Mitglied des Aufsichtsrats der Gesellschaft mit Wir-

kung zum Ende der ordentlichen Hauptversammlung vom 2. September 2021 niedergelegt. Die 

Hauptversammlung soll daher für das ausscheidende Mitglied einen Nachfolger wählen. 

Gemäß § 12 Abs. 4 der Satzung erfolgt die Wahl für den Rest der Amtsdauer des ursprünglich von 

der Hauptversammlung gewählten Mitglieds, d. h. vorliegend bis zur Beendigung derjenigen 

Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das am 31. Dezember 2024 en-

dende Geschäftsjahr entscheidet. 

Der Aufsichtsrat der JDC Group AG setzt sich nach §§ 95, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG und 

§ 12 Abs. 1 der Satzung der JDC Group AG aus sechs von der Hauptversammlung zu wählenden 

Mitgliedern zusammen. Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebunden. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die folgende Person zum Mitglied des Aufsichtsrats für die Zeit bis 

zur Beendigung derjenigen Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2024 beschließt, zu wählen: 

Frau Claudia Haas, Mainz, Bereichsleitung Market Management DACH der Euler Hermes SA 

7. Beschlussfassung über die Aufhebung des vorhandenen genehmigten Kapitals (Genehmigtes 

Kapital 2019) und die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals, teilweise mit der Möglich-

keit zum Ausschluss des Bezugsrechts (Genehmigtes Kapital 2021) sowie über die Änderung der 

Satzung 

Die Satzung der Gesellschaft enthält in § 7 ein Genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2019). 

Dieses genehmigte Kapital soll aufgehoben werden und ein neues Genehmigtes Kapital (Geneh-

migtes Kapital 2021) geschaffen werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

a) Das Genehmigte Kapital 2019 in § 7 der Satzung wird, soweit im Zeitpunkt der Aufhebung noch 

nicht ausgenutzt, mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des nachfolgend bestimmten 

neuen Genehmigten Kapitals 2021 in das Handelsregister aufgehoben. 

b) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 1. September 2026 

das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 

6.564.230,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von insgesamt bis zu 6.564.230 neuen, auf 

den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Genehmig-

tes Kapital 2021). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Der Vorstand wird jedoch er-

mächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in den folgenden 

Fällen ganz oder teilweise auszuschließen: 

 zum Ausgleich von Spitzenbeträgen; 

 wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, für die 

das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grund-

kapitals 10 % des vorhandenen Grundkapitals, bezogen sowohl auf den Zeitpunkt dieser 

Beschlussfassung als auch zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien, nicht übersteigt 



und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits in den Handel ein-

bezogenen Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung des 

endgültigen Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 

Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet; bei der Berechnung der 10%-Grenze 

ist der anteilige Betrag am Grundkapital abzusetzen, der auf neue oder zurückerworbene 

Aktien entfällt, die ab Wirksamwerden dieser Ermächtigung unter vereinfachtem Bezugs-

rechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder 

veräußert worden sind. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Über-

nahme der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung 

des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft be-

stimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu 

zahlen ist; 

 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zur Gewährung von Aktien zum 

Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unter-

nehmen, 

 soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft 

oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- 

oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 

einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. 

nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde. 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-

heiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2021 festzule-

gen. Der Vorstand wird ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 5 

AktG von einem Kreditinstitut oder nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 

KWG tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktio-

nären zum Bezug anzubieten. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach 

vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Geneh-

migten Kapital 2021 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der 

Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2021 anzupassen. 

c) § 7 der Satzung wird insgesamt wie folgt neu gefasst: 

„Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 1. September 2026 

das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 

6.564.230,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von insgesamt bis zu 6.564.230 neuen, auf 

den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes 

Kapital 2021). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Der Vorstand ist jedoch ermäch-

tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in den folgenden Fällen 

ganz oder teilweise auszuschließen: 

 zum Ausgleich von Spitzenbeträgen; 

 wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, für die 

das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des 



Grundkapitals 10 % des vorhandenen Grundkapitals, bezogen sowohl auf den Zeitpunkt 

dieser Beschlussfassung als auch zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien, nicht über-

steigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits in den Handel 

einbezogenen Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung des 

endgültigen Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 

1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet; bei der Berechnung der 10%-Grenze ist der 

anteilige Betrag am Grundkapital abzusetzen, der auf neue oder zurückerworbene Aktien 

entfällt, die ab Wirksamwerden dieser Ermächtigung unter vereinfachtem Bezugsrechts-

ausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert 

worden sind. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme der 

neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissi-

onsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft bestimmten Drit-

ten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist; 

 bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zur Gewährung von Aktien zum 

Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unter-

nehmen, 

 soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft 

oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- oder 

Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzu-

räumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Er-

füllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 

der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2021 festzulegen. Der 

Vorstand ist ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von 

einem Kreditinstitut oder nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG 

tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären 

zum Bezug anzubieten. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollstän-

diger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Ka-

pital 2021 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitaler-

höhung aus dem Genehmigten Kapital 2021 anzupassen.“ 

d) Der Vorstand wird angewiesen, die unter lit. a) beschlossene Aufhebung des bestehenden Ge-

nehmigten Kapitals 2019 gemeinsam mit der unter lit. b) beschlossenen Schaffung des neuen 

Genehmigten Kapital 2021 und der unter lit. c) beschlossenen Satzungsänderung zur Eintra-

gung in das Handelsregister anzumelden. Die Anmeldung hat so zu erfolgen, dass zunächst die 

Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2019 eingetragen werden soll und im unmittelbaren An-

schluss daran die beschlossene Schaffung des neuen Genehmigten Kapitals 2021 mit der be-

schlossenen Satzungsänderung ins Handelsregister eingetragen werden soll. 

8. Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Bezugsrechten auf Aktien an der JDC 

Group AG (im Folgenden auch „Aktienoptionen“ genannt) an Mitglieder des Vorstands der JDC 

Group AG, Mitglieder der Geschäftsführungen von JDC Group Konzerngesellschaften sowie Füh-

rungskräfte und ausgesuchte Leistungsträger der JDC Group AG und ihrer Konzerngesellschaf-

ten (Aktienoptionsplan 2021), die Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital 



2021/I) zur Bedienung des Aktienoptionsplanes der JDC Group AG sowie über die Änderung der 

Satzung 

Es soll eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Bezugsrechten auf Aktien an der JDC Group AG 

(im Folgenden auch „Aktienoptionen“ genannt) an Mitglieder des Vorstands der JDC Group AG, 

Mitglieder der Geschäftsführungen von JDC Group Konzerngesellschaften sowie Führungskräfte 

und ausgesuchte Leistungsträger der JDC Group AG und ihrer Konzerngesellschaften (Aktienopti-

onsplan 2021) erteilt, sowie ein neues bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2021/I) geschaffen 

werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

a) Ermächtigung zur Gewährung von Aktienoptionen 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 1. September 2026 

nach näherer Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen im Rahmen des Aktienoptionsplans 

2021 bis zu 420.000 Stück Aktienoptionen mit Bezugsrechten auf Aktien der JDC Group AG 

auszugeben mit der Maßgabe, dass jede Aktienoption das Recht zum Bezug von einer Aktie 

der JDC Group AG gewährt. Die Aktienoptionen sind ausschließlich zum Bezug durch Mitglieder 

des Vorstands der JDC Group AG, ausgewählte Führungskräfte und sonstige Leistungsträger 

der JDC Group AG sowie zum Bezug durch Geschäftsführungsmitglieder und ausgewählte Füh-

rungskräfte sowie sonstige Leistungsträger von Gesellschaften bestimmt, die im Verhältnis zur 

JDC Group AG abhängig verbundene Unternehmen im Sinn von §§ 15, 17 AktG sind (nachfol-

gend: „Konzerngesellschaften“). Zur Ausgabe von Aktienoptionen an Mitglieder des Vorstands 

der JDC Group AG gilt diese Ermächtigung allein für den Aufsichtsrat. Die Aktienoptionen kön-

nen auch von einem Kreditinstitut übernommen werden mit der Verpflichtung, sie nach Wei-

sung der JDC Group AG an Bezugsberechtigte nach Ziffer (1) zu übertragen, die allein zur Aus-

übung der Bezugsrechte berechtigt sind. Ein Bezugsrecht der Aktionäre besteht nicht. 

Für die Ausgabe von Bezugsrechten im Rahmen des Aktienoptionsplans 2021 gelten folgende 

Eckpunkte: 

(1) Kreis der Bezugsberechtigten 

Im Rahmen des Aktienoptionsplans können Bezugsrechte auf Aktien der JDC Group AG 

(„Bezugsrechte“) ausschließlich an 

• Mitglieder des Vorstands der JDC Group AG, 

• Mitglieder der Geschäftsführungen von JDC Group-Konzerngesellschaften und 

• ausgewählte Führungskräfte sowie sonstige Leistungsträger der JDC Group AG und der 

JDC Group-Konzerngesellschaften ausgegeben werden. 

Der genaue Kreis der Berechtigten und die Zahl der ihnen jeweils anzubietenden Bezugs-

rechte wird durch den Aufsichtsrat der JDC Group AG festgelegt, soweit es um ein Ange-

bot von Bezugsrechten an den Vorstand geht. In allen übrigen Fällen erfolgt die Festlegung 

durch den Vorstand. Soweit Mitglieder der Geschäftsführungen und Mitarbeiter von Kon-

zerngesellschaften betroffen sind, jedoch in Abstimmung mit den für die Vergütung der 

Bezugsberechtigten jeweils zuständigen Organen. 



Insgesamt werden für alle Gruppen zusammen während der Laufzeit des Aktienoptions-

plans bis zum 1. September 2026 maximal 420.000 Bezugsrechte ausgegeben („Gesamt-

volumen“). Die Bezugsrechte teilen sich wie folgt auf die einzelnen Gruppen der Bezugs-

berechtigten auf: 

aa) Mitglieder des Vorstands der JDC Group AG: Maximal 150.000 Bezugsrechte; 

bb) Mitglieder der Geschäftsführungen von JDC Group-Konzerngesellschaften: Maximal 

135.000 Bezugsrechte; 

cc) ausgewählte Führungskräfte sowie sonstige Leistungsträger der Ebenen unterhalb 

des Vorstands der JDC Group AG und der Geschäftsführungen von Konzerngesell-

schaften: Maximal 135.000 Bezugsrechte. 

Über die Ausgabe von Aktienoptionen an Mitglieder des Vorstands ist jährlich im Anhang 

des Jahresabschlusses unter Angabe der Namen der begünstigten Vorstandsmitglieder 

und der jeweiligen Anzahl der an diese ausgegebenen Aktienoptionen zu berichten. Das-

selbe gilt für die Anzahl der von Mitgliedern des Vorstands im jeweils abgelaufenen Ge-

schäftsjahr ausgeübten Bezugsrechte aus Aktienoptionen, die dabei gezahlten Aus-

übungspreise sowie die Zahl der von Vorstandsmitgliedern zum Jahresschluss jeweils noch 

gehaltenen Aktienoptionen. 

(2) Bezugsrecht 

Die Aktienoptionen gewähren dem Inhaber das Recht zum Bezug von auf den Inhaber 

lautenden stimmberechtigten Stückaktien der JDC Group AG. Dabei gewährt jede Aktien-

option das Recht auf den Bezug von je einer Aktie der JDC Group AG gegen Zahlung des 

Ausübungspreises nach Ziff. (5) bb). Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäfts-

jahres an am Gewinn teil, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch kein 

Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst wor-

den ist. Die Optionsbedingungen können vorsehen, dass die Gesellschaft dem Bezugsbe-

rechtigten in Erfüllung des Bezugsrechts wahlweise anstelle von neuen Aktien unter Inan-

spruchnahme des Bedingten Kapitals auch eigene Aktien oder einen Barausgleich gewäh-

ren kann. 

(3) Erwerbszeiträume 

Die Ausgabe soll in nicht weniger als drei Jahrestranchen erfolgen mit der Maßgabe, dass 

keine Tranche mehr als 50 % des Gesamtvolumens umfasst. 

Die Ausgabe von Bezugsrechten ist ausgeschlossen jeweils in dem geschlossenen Zeit-

raum von 30 Kalendertagen vor der Veröffentlichung des Jahresabschlusses, des Halbjah-

resfinanzberichts oder von Quartalsmitteilungen zum ersten und dritten Quartal des Ge-

schäftsjahres bzw. vergleichbarer Finanzberichte („Erwerbssperrfristen“). Diese Erwerbs-

sperrfristen verstehen sich jeweils einschließlich der bezeichneten Anfangs- und Endzeit-

punkte. Die Ausgabe erfolgt aber frühestens erstmalig vier Wochen ab dem Tag der Ein-

tragung der unten unter lit. c) und d) zu beschließenden bedingten Kapitalerhöhung. 



Der Tag der Zuteilung der Bezugsrechte („Zuteilungstag“) soll für die jährlichen Tranchen 

konzernweit einheitlich sein und wird, soweit Mitglieder des Vorstands der JDC Group AG 

betroffen sind, durch den Aufsichtsrat, im Übrigen durch den Vorstand festgelegt. Als Zu-

teilungstag gilt der Tag der Zuteilung der Option durch das zuständige Organ der JDC 

Group AG. 

(4) Laufzeit der Bezugsrechte, Wartezeit, Ausübungszeiträume 

Die Bezugsrechte laufen insgesamt sieben Jahre ab dem jeweiligen Zuteilungstag. 

Sie können erstmals nach Ablauf einer Wartezeit und dann bis zum Ende der Laufzeit aus-

geübt werden („Ausübungszeitraum“). Die Wartezeit beträgt mindestens vier Jahre und 

beginnt am jeweiligen Zuteilungstag. 

Die Ausübung von Bezugsrechten ist ausgeschlossen jeweils in dem geschlossenen Zeit-

raum von 30 Kalendertagen vor der Veröffentlichung des Jahresabschlusses, des Halbjah-

resfinanzberichts oder von Quartalsmitteilungen zum ersten und dritten Quartal des Ge-

schäftsjahres bzw. vergleichbarer Finanzberichte („Ausübungssperrfristen“). Diese Aus-

übungssperrfristen verstehen sich jeweils einschließlich der bezeichneten Anfangs- und 

Endzeitpunkte. 

Im Übrigen müssen die Berechtigten die Beschränkungen beachten, die aus allgemeinen 

Rechtsvorschriften folgen. 

Sofern der Vorstand betroffen ist, kann der Aufsichtsrat und, sofern die übrigen Berech-

tigten betroffen sind, der Vorstand in begründeten Ausnahmefällen weitere Ausübungs-

sperrfristen festlegen, deren Beginn den Berechtigten jeweils rechtzeitig vorher mitgeteilt 

wird. 

(5) Weiterer Inhalt der Bezugsrechte, Erfolgsziel und Ausübungspreis 

aa) Erfolgsziel 

Die Bezugsrechte sollen mit einem absoluten Erfolgsziel ausgestattet sein: 

Absolutes Erfolgsziel: 

Bedingung für die Ausübung von Bezugsrechten ist, dass der Schlusskurs der Aktie der JDC 

Group AG („JDC Group-Aktie“) an der Frankfurter Wertpapierbörse im Xetra-Handel oder 

einem Nachfolgesystem an den letzten zehn Handelstagen vor dem Tag der Ausübung des 

Bezugsrechts den Basispreis gem. Ziff. (5) bb) um mindestens 25 % übersteigt. 

Ist das Erfolgsziel erreicht, kann jedes Bezugsrecht innerhalb seiner Laufzeit unter Beach-

tung der übrigen Planbestimmungen ausgeübt werden. 

bb) Ausübungspreis 

Der Ausübungspreis für eine Aktie der JDC Group AG entspricht dem Basispreis. Basispreis 

ist das arithmetische Mittel der Schlussauktionspreise der JDC Group-Aktie im Xetra-Han-

del (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an 

den letzten fünf Börsentagen vor dem jeweiligen Zuteilungstag gem. Ziff. (3), ermittelt auf 



der Basis des arithmetischen Mittels der Schlussauktionspreise der JDC Group-Aktie im 

Xetra-Handel (oder eines vergleichbaren Nachfolgesystems). Liegt der so errechnete Aus-

übungspreis unter dem geringsten Ausgabebetrag im Sinne von § 9 Abs. 1 AktG, ist statt-

dessen der geringste Ausgabebetrag als Ausübungspreis zu zahlen. 

(6) Ausgabe an Dritte; Nichtübertragbarkeit 

Die Bezugsrechte sind nicht übertragbar; sie können nur durch den Bezugsberechtigten 

ausgeübt werden. Zulässig ist eine Ausgabe an oder Übertragung auf Dritte, die die Be-

zugsrechte treuhänderisch für den Berechtigten halten oder verwalten. 

Das Bezugsrecht darf nur ausgeübt werden, solange der Inhaber in einem ungekündigten 

Arbeits- oder Dienstverhältnis mit der JDC Group AG oder einer Konzerngesellschaft steht. 

Abweichend hiervon können Bezugsrechte, für die im Zeitpunkt des Zugangs der Kündi-

gungserklärung oder – in Fällen der nicht kündigungsbedingten Beendigung des Arbeits- 

oder Dienstverhältnisses – im Zeitpunkt der Beendigung des Arbeits- oder Dienstverhält-

nisses die Wartezeit nach Ziff. (4) bereits abgelaufen ist, von dem Inhaber unter Berück-

sichtigung der für eine Ausübung nach Ziff. (4) gesperrten Zeiträume noch binnen einer 

Nachlauffrist von drei Monaten nach dem Tag des Zugangs der Kündigungserklärung oder 

der Beendigung des Arbeits- oder Dienstleistungsvertrages ausgeübt werden. Diese Be-

zugsrechte erlöschen mit Ablauf der Nachlauffrist, sofern sie nicht bis zu diesem Zeitpunkt 

ausgeübt worden sind. Bezugsrechte, für die im Zeitpunkt des Zugangs der Kündigungser-

klärung oder – in Fällen der nicht kündigungsbedingten Beendigung des Arbeits- oder 

Dienstverhältnisses – im Zeitpunkt der Beendigung des Arbeits- oder Dienstverhältnisses 

die Wartezeit nach Ziff. (4) noch nicht abgelaufen ist, erlöschen zu diesem Zeitpunkt. Für 

den Todesfall, den Ruhestand oder das einvernehmliche Ausscheiden sowie für Härtefälle 

können Sonderregelungen vorgesehen werden. Dasselbe gilt für den Fall, dass die JDC 

Group AG Beteiligungen an Konzerngesellschaften an Dritte abgibt. 

Die Bezugsrechte sind außerdem vererbbar. Die Optionsbedingungen können vorsehen, 

dass der oder die Erben des Berechtigten die Bezugsrechte nur innerhalb einer gegenüber 

dem üblichen Ausübungszeitraum verkürzten Frist ab dem Erbfall, frühestens jedoch nach 

Ablauf der Wartezeit, ausüben dürfen. 

(7) Erfüllung des Bezugsrechts 

Den Bezugsberechtigten kann angeboten werden, an Stelle der Ausgabe von Stückaktien 

der JDC Group AG aus dem hierfür zu schaffenden Bedingten Kapital 2021/I wahlweise 

eigene Aktien der JDC Group AG zu erwerben oder einen Barausgleich zu erhalten. 

Die Entscheidung, welche Alternative den Bezugsberechtigten im Einzelfall angeboten 

wird, trifft der Vorstand im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat, und der Aufsichtsrat al-

lein, wenn es sich bei den Bezugsberechtigten um Mitglieder des Vorstands handelt. Vor-

stand und Aufsichtsrat haben sich dabei allein vom Interesse der Aktionäre und der Ge-

sellschaft leiten zu lassen. 

Der Barausgleich entspricht dem Unterschiedsbetrag zwischen dem Ausübungspreis und 

dem Schlusskurs der JDC Group-Aktie im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nach-

folgesystem) am Tag der Ausübung des Bezugsrechts. 



(8) Weitere Regelungen 

Die weiteren Einzelheiten für die Gewährung und Erfüllung von Bezugsrechten und die 

weiteren Ausübungsbedingungen werden durch den Aufsichtsrat der JDC Group AG fest-

gesetzt, soweit Mitglieder des Vorstands der JDC Group AG betroffen sind, und durch den 

Vorstand, soweit es um die Mitarbeiter der JDC Group AG geht. Der Vorstand legt in die-

sem Rahmen auch die konzernweiten Grundsätze für den Aktienoptionsplan 2021 fest. 

Soweit Mitgliedern von Geschäftsführungen oder Mitarbeitern von Konzerngesellschaf-

ten Bezugsrechte angeboten werden, werden im Rahmen der konzernweit geltenden 

Grundsätze für den Aktienoptionsplan 2021 weitere Einzelheiten durch den Vorstand der 

JDC Group AG in Abstimmung mit den für die Bestimmung ihrer Vergütung jeweils zustän-

digen Organen festgelegt. 

Zu den weiteren Regelungen gehören insbesondere: 

 die Festsetzung der Anzahl von Bezugsrechten für einzelne Bezugsberechtigte, 

 die Festlegung von Bestimmungen über die Durchführung des Optionsplans, 

 das Verfahren der Gewährung und Ausübung der Bezugsrechte. 

(9) Besteuerung 

Sämtliche Steuern und Abgaben, die bei der Zuteilung oder der Ausübung der Bezugs-

rechte oder beim Verkauf der Bezugsaktien durch die Bezugsberechtigten fällig werden, 

tragen die Bezugsberechtigten. 

b) Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2021/I 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 420.000,00 durch Ausgabe von bis zu 

420.000 Stück neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des 

Grundkapitals von je EUR 1,- bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2011/I). Die bedingte Kapital-

erhöhung dient der Erfüllung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die aufgrund der Er-

mächtigung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 2. September 2021 von der Gesell-

schaft im Rahmen des Aktienoptionsplans 2021 in der Zeit vom 2. September 2021 bis zum 1. 

September 2026 ausgegeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durch-

geführt, wie Aktienoptionen ausgegeben werden und die Inhaber dieser Aktienoptionen von 

ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in 

Erfüllung der Bezugsrechte eigene Aktien gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten 

Kapital 2021/I erfolgt zu dem gemäß lit. a) Ziff. 5 bb) festgelegten Ausübungspreis als Ausga-

bebetrag. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt 

der Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwen-

dung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, 

die Fassung des § 5 und § 7c der Satzung jeweils entsprechend der Ausgabe von Bezugsaktien 

anzupassen. 

c) Satzungsänderung 

Die Satzung wird um einen neuen § 7c wie folgt ergänzt: 



„§ 7c 

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um weitere bis zu EUR 420.000,00 durch Ausgabe von bis 

zu 420.000 Stück neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des 

Grundkapitals von je EUR 1,- bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2021/I). Die bedingte Kapital-

erhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Inhaber von Aktienoptionen, die aufgrund des 

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 2. September 2021 im Rahmen des 

Aktienoptionsplans 2021 in der Zeit vom 2. September 2021 bis zum 1. September 2026 von 

der Gesellschaft ausgegeben werden, von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Ge-

brauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eigene Aktien ge-

währt. Die aus der Ausübung dieser Bezugsrechte hervorgehenden neuen Aktien der Gesell-

schaft nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des 

Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzge-

winns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung des § 5 

und § 7c der Satzung jeweils entsprechend der Ausgabe von Bezugsaktien anzupassen.“ 

Berichte an die Hauptversammlung 

Schriftlicher Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß §§ 186 Abs. 4 Satz 2, 203 Abs. 1, 

2 AktG zu Punkt 7 der Tagesordnung 

Der Vorstand hat zu Punkt 7 der Tagesordnung gem. §§ 186 Abs. 4 Satz 2, 203 Abs. 1, 2 AktG einen 

schriftlichen Bericht über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts erstattet.  

Der Bericht kann als Bestandteil dieser Einladung von der Einberufung der Hauptversammlung an und 

auch während der Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://jdcgroup.de/investor-relations/  

in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ eingesehen werden. Der Bericht wird wie folgt bekannt ge-

macht: 

Unter Tagesordnungspunkt 7 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat die Aufhebung des bestehenden Ge-

nehmigten Kapitals 2019 und die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2021 vor. 

Die beantragte Ermächtigung für das Genehmigte Kapital 2021 soll der Gesellschaft allgemein dazu 

dienen, sich bei Bedarf zügig und flexibel Eigenkapital zu günstigen Konditionen zu beschaffen. 

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 wird den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht 

gewährt. Das Bezugsrecht kann jedoch vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats in folgenden 

Fällen ausgeschlossen werden: 

Das Bezugsrecht kann für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden, die nicht gleichmäßig auf alle Aktio-

näre verteilt werden können. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich des Spitzenbetrags 

würden die technische Durchführung der Kapitalerhöhung und die Ausübung des Bezugsrechts insbe-

sondere bei der Kapitalerhöhung um runde Beträge erheblich erschwert. Die als freie Spitzen vom Be-

zugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden bestmöglich für die Gesellschaft ver-

wertet. Der Vorstand wird jedoch versuchen, die Entstehung von Spitzenbeträgen bei den Bezugsrech-

ten zu vermeiden. 



Darüber hinaus ist ein Bezugsrechtsausschluss möglich für einen anteiligen Betrag am Grundkapital 

von bis zu 10 %, bezogen sowohl auf das zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über das Genehmigte 

Kapital 2021 als auch auf das zum Zeitpunkt der Ausgabe vorhandene Grundkapital, wenn die neuen 

Aktien zu einem Betrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis der bereits in den Handel einbezogen 

Aktien nicht wesentlich unterschreitet. Diese auf § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gegründete Ermächtigung 

erlaubt die rasche Durchführung einer Barkapitalerhöhung zu einem den aktuellen Marktbedingungen 

möglichst nahekommenden Ausgabebetrag. Diese Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses soll die 

Gesellschaft in die Lage versetzen, kurzfristig günstige Börsensituationen auszunutzen und dabei durch 

eine marktnahe Preisfestsetzung einen möglichst hohen Ausgabebetrag und damit eine größtmögliche 

Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Bei der Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand den 

Abschlag auf den Börsenpreis so niedrig bemessen, wie dies nach dem Zeitpunkt der Platzierung vor-

herrschenden Marktbedingungen möglich ist. Ein etwaiger Abschlag vom maßgeblichen Börsenpreis 

wird voraussichtlich bei maximal 5% des Börsenpreises liegen. Eine derartige Kapitalerhöhung führt 

wegen der schnelleren Handlungsmöglichkeit erfahrungsgemäß zu einem höheren Mittelzufluss zu-

gunsten der Gesellschaft als eine unter Wahrung des Bezugsrechts der Aktionäre erfolgende Kapital-

erhöhung. Sie liegt daher im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft. Durch die Ausgabe der Ak-

tien in enger Anlehnung an den Börsenpreis werden auch die Belange der Aktionäre gewahrt. Denn 

aufgrund des Umstands, dass die Platzierung ohne gesetzliche Bezugsfrist unmittelbar nach Festset-

zung des Ausgabebetrags erfolgen kann, muss bei der Festsetzung nicht das Kursänderungsrisiko für 

den Zeitraum einer Bezugsfrist berücksichtigt werden. Die Begrenzung auf einen anteiligen Betrag am 

Grundkapital von maximal 10 % ermöglicht den Aktionären, durch Nachkauf über die Börse gegebe-

nenfalls ihre bisherige Anteilsquote aufrechtzuerhalten. 

Weiter kann das Bezugsrecht vom Vorstand bei einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen insbeson-

dere zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unter-

nehmen ausgeschlossen werden. Im Falle des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 

Beteiligungen an Unternehmen, müssen diese im Rahmen des Unternehmensgegenstands der Gesell-

schaft liegen. Diese Ermächtigung soll den Vorstand insbesondere in die Lage versetzen, ohne Bean-

spruchung der Börse eigene Aktien der Gesellschaft zur Verfügung zu haben, um in geeigneten Einzel-

fällen Unternehmen, Unternehmensteile, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige Vermögens-

gegenstände gegen Überlassung von Aktien der Gesellschaft erwerben zu können. Der Erwerb eines 

Unternehmens oder einer Unternehmensbeteiligung erfordert in der Regel eine rasche Entscheidung. 

Durch die vorgesehene Ermächtigung wird dem Vorstand die Möglichkeit gegeben, bei entsprechend 

sich bietenden Gelegenheiten zur Akquisition rasch und flexibel auf vorteilhafte Angebote reagieren 

zu können. Dasselbe gilt im Hinblick auf die Einbringung von Forderungen oder anderen Wirtschafts-

gütern. Es kommt bei einem Bezugsrechtsausschluss zwar zu einer Verringerung der relativen Beteili-

gungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. Bei Einräumung eines 

Bezugsrechts wäre aber der Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unter-

nehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen gegen Gewährung von Aktien nicht möglich und die 

damit für die Gesellschaft und die Aktionäre verbundenen Vorteile wären nicht erreichbar. Konkrete 

Erwerbsvorhaben, für die von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden soll, bestehen zurzeit 

nicht. 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zu Gunsten der Inhaber bzw. Gläubiger der von 

der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- 

oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten dient dem Zweck, im Falle einer Ausnutzung dieser Ermächti-

gung den Options- bzw. Wandlungspreis nicht entsprechend den sogenannten Verwässerungsklauseln 



der Options- bzw. Wandlungsbedingungen ermäßigen zu müssen. Vielmehr soll auch den Inhabern 

bzw. Gläubigern der Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein 

Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden können, wie es ihnen nach Ausübung des Options- 

oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht zustehen würde. Mit 

der Ermächtigung erhält der Vorstand die Möglichkeit, bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 

2021 unter sorgfältiger Abwägung der Interessen zwischen beiden Alternativen zu wählen. Bei Abwä-

gung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugsrechts in 

den genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen auch unter Berücksichtigung des zulasten der 

Aktionäre eintretenden Verwässerungseffektes für sachlich gerechtfertigt und für angemessen. 

Der Vorstand wird im Einzelfall besonders sorgfältig prüfen, ob der Einsatz der Ermächtigung zum Be-

zugsrechtsausschluss notwendig und für die Gesellschaft von Vorteil ist, bevor er die Zustimmung des 

Aufsichtsrats hierfür einholt. 

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 be-

richten. 

Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Punkt 8 der Tagesordnung: 

Zu Punkt 8 der Tagesordnung der Hauptversammlung am 24. August 2018 schlagen Vorstand und Auf-

sichtsrat vor, den Vorstand bzw., soweit der Vorstand betroffen ist, den Aufsichtsrat zu ermächtigen, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 1. September 2026 einen Aktienoptionsplan 2021 zur Aus-

gabe von Aktienoptionen mit Bezugsrechten auf Aktien der JDC Group AG für Vorstandsmitglieder, 

Mitglieder der Geschäftsführungen von JDC Group Konzerngesellschaften und ausgewählte Führungs-

kräfte sowie sonstige Leistungsträger der JDC Group AG und ihrer Konzerngesellschaften aufzulegen.  

Der Bericht kann als Bestandteil dieser Einladung von der Einberufung der Hauptversammlung an und 

auch während der Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://jdcgroup.de/investor-relations/  

in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ eingesehen werden. Der Bericht wird wie folgt bekannt ge-

macht: 

Zweck des Aktienoptionsplans: 

Die JDC Group AG steht als international tätiges Unternehmen in einem intensiven Wettbewerb um 

Führungskräfte und qualifizierte Mitarbeiter. Aktienoptionspläne sind ein weit verbreiteter, weithin 

geforderter und deshalb unverzichtbarer Bestandteil von modernen Vergütungssystemen. Auch in 

Deutschland ist die Ausgabe von Aktienoptionen zum üblichen Bestandteil der Vergütung von Füh-

rungskräften geworden. Um ihren Führungskräften und sonstigen Leistungsträgern im Vergleich zum 

Wettbewerb vergleichbar attraktive Rahmenbedingungen und zielorientierte Motivationsanreize bie-

ten zu können, muss die JDC Group AG auch über die Möglichkeit verfügen, Bezugsrechte auf Aktien 

als Vergütungsbestandteil anbieten zu können. Der Aktienoptionsplan 2021 soll den Vorstand der Ge-

sellschaft, die Geschäftsführungen der Konzerngesellschaften, ausgewählte Führungskräfte und sons-

tige Leistungsträger der Gesellschaft und der Konzerngesellschaften motivieren, langfristig an der 

Wertsteigerung des Unternehmens zu arbeiten. Durch die Gewährung der Aktienoptionen wird für die 

Führungskräfte und sonstigen Leistungsträger ein besonderer Leistungsanreiz geschaffen, dessen 

Maßstab der sich im Kurs der JDC Group-Aktie widerspiegelnde Wert des Unternehmens ist. Dies 



kommt sowohl den Aktionären als auch den Mitarbeitern zugute und hilft, die führende Position der 

JDC Group AG in ihren Kernmärkten zu stärken. 

Das derzeitige Vergütungssystem der JDC Group AG sieht keine Aktienoptionen vor. Es besteht im Re-

gelfall aus festen Grundvergütungen sowie variablen Vergütungsbestandteilen. 

Im Einzelnen sieht der Vorschlag für den Aktienoptionsplan 2021 das Folgende vor: 

Der Aktienoptionsplan 2021 soll durch die Ausgabe von maximal 420.000 Bezugsrechten auf JDC 

Group-Aktien aufgelegt werden. Dieses Volumen ist erforderlich, um den berechtigten Personengrup-

pen künftig eine entsprechend den jeweiligen Markterfordernissen wettbewerbsfähige Vergütung an-

bieten zu können. 

Die Aktienoptionen sind ausschließlich zum Bezug durch ausgewählte Führungskräfte und Leistungs-

träger der JDC Group AG und ihrer Konzerngesellschaften bestimmt. Hierzu gehören die Mitglieder des 

Vorstands der JDC Group AG, die Mitglieder der Geschäftsführungen von Konzerngesellschaften sowie 

ausgewählte Führungskräfte und sonstige Leistungsträger der JDC Group AG und ihrer Konzerngesell-

schaften. Diese Führungskräfte und Leistungsträger tragen durch ihre Entscheidungen und Leistungen 

in besonderem Maße zum Erfolg der JDC Group AG bei und leisten einen fundamentalen Beitrag zur 

dauerhaften Steigerung des Unternehmenswertes. Der Umfang der den Mitgliedern des Vorstands der 

JDC Group AG zu gewährenden Aktienoptionen ist nach näherer Maßgabe des Beschlussvorschlags 

begrenzt. Dasselbe gilt für die weiteren Gruppen der Teilnehmer am Aktienoptionsplan 2021. 

Die Ausgabe von Aktienoptionen an Mitglieder des Vorstands der JDC Group AG obliegt ausschließlich 

dem Aufsichtsrat; der Aufsichtsrat ist insoweit auch für die Festlegung der weiteren Einzelheiten der 

Bedingungen ihrer Ausgabe und Ausgestaltung zuständig. Im Übrigen obliegen die Bestimmung der 

Bezugsberechtigten und des Umfangs der ihnen jeweils anzubietenden Aktienoptionen sowie die Fest-

legung der weiteren Einzelheiten der Ausgabe und der Ausgestaltung der Aktienoptionen dem Vor-

stand. Vorstand und Aufsichtsrat werden sich bei der Zuteilung, die als Bestandteil der jeweiligen Ge-

samtvergütung erfolgen soll, ausschließlich an den individuellen Leistungen und dem Leistungsvermö-

gen der Begünstigten orientieren; soweit es um die Zuteilung an Mitglieder des Vorstands geht, wird 

der Aufsichtsrat außerdem die Vorgaben in § 87 AktG beachten. 

Über die Ausgabe von Aktienoptionen an Vorstandsmitglieder soll zur Herstellung einer höchstmögli-

chen Transparenz jeweils im Anhang des Jahresabschlusses unter Angabe der Anzahl der ausgegebe-

nen Rechte und der Namen der begünstigten Vorstandsmitglieder berichtet werden. Dasselbe gilt für 

die Anzahl der von Mitgliedern des Vorstands jeweils ausgeübten Bezugsrechte, die dabei gezahlten 

Ausübungspreise und die Zahl der von Vorstandsmitgliedern zum Jahresschluss noch gehaltenen Akti-

enoptionen. 

Um die technische Abwicklung zu erleichtern, soll die Möglichkeit eröffnet werden, dass die Aktienop-

tionen auch von einem Kreditinstitut übernommen werden können mit der Verpflichtung, sie wie beim 

mittelbaren Bezugsrecht nach § 186 Abs. 5 AktG auf Weisung der Gesellschaft an die Bezugsberechtig-

ten zu übertragen, die allein zur Ausübung der Bezugsrechte berechtigt sind. 

Die Ermächtigung zur Ausgabe der Aktienoptionen soll bis zum 1. September 2026 befristet werden. 

Maximal sollen 420.000 Stück Aktienoptionen mit Bezugsrechten auf bis zu 420.000 Aktien der JDC 

Group AG ausgegeben werden. An die Mitglieder des Vorstands der JDC Group AG sollen insgesamt 

bis zu 150.000 Stück, an die Mitglieder von Geschäftsführungen von Konzerngesellschaften der JDC 



Group AG insgesamt bis zu 135.000 Stück und an ausgewählte Führungskräfte und sonstige Leistungs-

träger der JDC Group AG sowie ihrer Konzerngesellschaften insgesamt bis zu 135.000 Stück ausgege-

ben werden. 

Die Ausgabe soll in mindestens drei Jahrestranchen erfolgen mit der Maßgabe, dass keine der Tran-

chen mehr als 50 % des Gesamtvolumens umfassen darf. Auf die Festlegung bestimmter unterjähriger 

Ausgabezeitpunkte mit Ausnahme der für die Ausgabe gesperrten Zeiträume soll im Übrigen im Inte-

resse größtmöglicher Flexibilität verzichtet werden. 

Zur Erfüllung der Bezugsrechte aus den Aktienoptionen soll ein weiteres bedingtes Kapital (Bedingtes 

Kapital 2021/I) in Höhe von EUR 420.000,00, eingeteilt in bis zu Stück 420.000 Aktien, geschaffen wer-

den. Daneben sieht der Beschlussvorschlag vor, dass die Optionsbedingungen der Gesellschaft auch 

das Recht eröffnen können, in Erfüllung von Bezugsrechten eigene Aktien anzudienen. Damit soll die 

Möglichkeit geschaffen werden, vorbehaltlich eines entsprechenden Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung zukünftig eigene Aktien auch zu dem Zweck zu verwenden, sie den Bezugsberech-

tigten zum Erwerb anzubieten. Damit wird es möglich, einer bei Inanspruchnahme des Bedingten Ka-

pitals etwa eintretenden Verwässerung der ausgegebenen Aktien entgegenzuwirken. Soweit die Ge-

sellschaft von dem Recht zur Gewährung eigener Aktien an Bezugsberechtigte Gebrauch macht, wird 

das Bedingte Kapital nicht in Anspruch genommen. Der Betrag des Bedingten Kapitals 2021/1 von EUR 

420.000,00 entspricht ca. 3,2 % des derzeitigen Grundkapitals der Gesellschaft. Dieser Anteil erscheint 

dem Vorstand und dem Aufsichtsrat im Hinblick auf die Zahl der möglichen Teilnahmeberechtigten, 

die Laufzeit des Aktienoptionsplan 2021 und die mit ihm verbundenen positiven Auswirkungen als an-

gemessen. 

Das Bezugsrecht aus einer Aktienoption gewährt das Recht zum Bezug einer auf den Inhaber lautenden 

stimmberechtigten Stückaktie der JDC Group AG. Die Gewinnberechtigung dieser Aktien beginnt mit 

dem Geschäftsjahr, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der 

Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist. 

Die Ausübung von Bezugsrechten kommt erst nach Ablauf einer Wartezeit in Betracht. Diese beträgt 

einheitlich für alle dem jeweiligen Berechtigten eingeräumten Bezugsrechte mindestens vier Jahre. 

Alsdann kann die Ausübung des Bezugsrechts bis zum Ablauf der Laufzeit von sieben Jahren, beginnend 

mit dem jeweiligen Zuteilungstag, erfolgen. Die Ausgabe von Bezugsrechten ist ausgeschlossen jeweils 

in der Zeit zwischen dem Zehnten des letzten Monats eines jeden Quartals und dem Tag der nachfol-

genden Bekanntgabe von den jeweiligen vorläufigen Quartalsergebnissen oder Zwischenergebnissen 

(je einschließlich), wenn es zu der tatsächlichen Bekanntgabe entsprechender Ergebnisse kommt, so-

wie in der Zeit zwischen dem Tag der Bekanntgabe des Jahresergebnisses eines jeden Jahres und dem 

Tag der ordentlichen Hauptversammlung der JDC Group AG (je einschließlich). Unabhängig hiervon 

sind die Berechtigten verpflichtet, gesetzliche Einschränkungen für die Ausübung von Bezugsrechten 

und den Handel mit Bezugsaktien, insbesondere nach den Insiderbestimmungen der Marktmiss-

brauchsverordnung (MAR), zu beachten. 

Jedes Bezugsrecht aus einer Aktienoption berechtigt zum Bezug von einer Aktie der JDC Group AG 

gegen Zahlung des Ausübungspreises. Der Ausübungspreis für eine Aktie der JDC Group AG entspricht 

100 % des arithmetischen Mittels der Schlussauktionspreise der JDC Group-Aktie im Xetra-Handel 

(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten fünf 

Börsentagen vor dem Zuteilungstag. Zuteilungstag ist dabei der Tag der Zuteilung der Option durch das 

zuständige Organ der JDC Group AG oder das von ihr für die Abwicklung eingeschaltete Kreditinstitut 



(Zuteilungstag). Mindestausübungspreis ist in jedem Fall der geringste Ausgabebetrag im Sinn von § 9 

Abs. 1 AktG. 

Aus den Aktienoptionen können Bezugsrechte nur ausgeübt werden, wenn der Kurs der JDC Group-

Aktie an den letzten zehn Handelstagen an der Frankfurter Wertpapierbörse vor dem Tag der Aus-

übung des Bezugsrechts aus der Aktienoption das arithmetische Mittel der Schlussauktionspreise der 

JDC Group-Aktie im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse an den letzten fünf Börsentagen vor dem jeweiligen Zuteilungstag um mindestens 

25 % übersteigt. Die Bezugsrechte können damit nur ausgeübt werden, wenn der Kurs der JDC Group-

Aktie – unabhängig von kurzfristigen Kursausbrüchen – eine feste Ausübungshürde erreicht. 

Eine Übertragung der Aktienoptionen ist mit Ausnahme des Erbfalls und der Regelung gem. lit. a) 

Ziff. (6) ausgeschlossen. Die Ausübung des Bezugsrechts setzt voraus, dass der Berechtigte sich noch 

in einem ungekündigten Arbeits- oder Dienstverhältnis mit der JDC Group AG oder einer Konzernge-

sellschaft der JDC Group AG befindet. Bezugsrechte, für die im Zeitpunkt des Zugangs der Kündigungs-

erklärung oder der Beendigung des Arbeits- oder Dienstverhältnisses die Wartezeit bereits abgelaufen 

ist, können von dem Berechtigten noch binnen einer Nachlauffrist von drei Monaten nach dem Tag der 

Kündigung oder Beendigung des Arbeits- oder Dienstverhältnisses ausgeübt werden. Die Optionsbe-

dingungen können für den Todesfall, den Ruhestand oder das einvernehmliche Ausscheiden sowie in 

Härtefällen Sonderregelungen vorsehen. Dasselbe gilt für den Fall, dass die JDC Group AG Beteiligun-

gen an Konzerngesellschaften an Dritte abgibt. 

Zur weiteren Festlegung der Einzelheiten der Optionsbedingungen und der Ausgabe und der Ausge-

staltung der Aktienoptionen ist der Vorstand und, soweit Rechte an Mitglieder des Vorstands gewährt 

werden sollen, der Aufsichtsrat ermächtigt. 

Der Vorstand ist in Übereinstimmung mit dem Aufsichtsrat der Überzeugung, dass die vorgeschlagene 

Ermächtigung zur Auflage des Aktienoptionsprogramms 2021 in besonderem Maße geeignet ist, einen 

nachhaltigen Leistungsanreiz für die ausgewählten Führungskräfte und Leistungsträger der JDC Group 

AG und ihrer Konzerngesellschaften zu bewirken und damit im Interesse der Gesellschaft und ihrer 

Aktionäre zu einer dauerhaften und nachhaltigen Steigerung des Unternehmenswerts beizutragen. 

Informationen zur Durchführung der virtuellen Hauptversammlung 

Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft am 2. September 2021 wird mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats nach Maßgabe des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, 

Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-

Pandemie („COVID-19-Gesetz“) (Art. 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-

Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht, BGBl. I 2020, S. 569), zuletzt geändert durch 

Art. 11 des Gesetzes zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Anpassung 

pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht so-

wie im Miet- und Pachtrecht vom 22. Dezember 2020, BGBl. I 2020, S. 3328, als virtuelle 

Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme 

der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) abgehalten. 

Die gesamte Hauptversammlung wird für die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre oder deren 

Bevollmächtigte nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen am 2. September 2021 ab 11.00 

Uhr MESZ im Internet unter  



https://jdcgroup.de/investor-relations/  

in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ im passwortgeschützten Internetservice in Bild und Ton 

übertragen. 

Den ordnungsgemäß angemeldeten Aktionären (siehe hierzu die Ausführungen im Abschnitt 

„Voraussetzung für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts“) werden individuelle Zugangsdaten zur Nutzung des passwortgeschützten 

Internetservices der Gesellschaft übersandt („Zugangskarte“).   

Eine physische Teilnahme der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) am Versammlungsort ist ausgeschlossen. Die 

Stimmrechtsausübung der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgen ausschließlich im Wege der 

elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter. Eine elektronische Teilnahme an der Versammlung im Sinne von § 118 Abs. 1 

Satz 2 AktG ist nicht möglich. 

Über den passwortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung können die Aktionäre (und ggf. 

deren Bevollmächtigte) ihr Stimmrecht per elektronischer Briefwahl ausüben, Vollmachten an Dritte 

sowie Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

erteilen, Fragen einreichen oder Widerspruch zu Protokoll erklären. Für die Nutzung des 

passwortgeschützten Internetservices zur Hauptversammlung ist eine Zugangsberechtigung 

erforderlich. 

Voraussetzung für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts 

Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts in der virtuel-

len Hauptversammlung sind gemäß § 21 der Satzung nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bei 

der Gesellschaft unter nachstehender Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse unter Nachweis 

ihres Aktienbesitzes spätestens bis zum Ablauf des 26. August 2021 (24.00 Uhr MESZ) in Textform 

(§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache anmelden: 

JDC Group AG 

c/o C-HV AG 

Gewerbepark 10 

92289 Ursensollen 

Deutschland 

Telefax: +49 (0) 9628 92 99 871 

E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com 

Der Nachweis des Aktienbesitzes muss sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung, 

d.h. auf Donnerstag, den 12. August 2021 (00.00 Uhr MESZ), beziehen. Der Nachweis des 

Aktienbesitzes ist durch eine Bestätigung in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer 

Sprache durch das depotführende Institut oder den Letztintermediär zu erbringen. 

Nach Eingang der Anmeldung sowie des besonderen Nachweises des Anteilsbesitzes werden den 

Aktionären die Zugangsdaten für die Nutzung des passwortgeschützten Internetservices übersandt 



(„Zugangskarte“). Wir bitten die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und Übersendung des 

Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten 

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch einen Bevollmächtigten, z.B. 

durch einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater, die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter oder einen sonstigen Dritten, ausüben lassen. Auch im 

Fall einer Bevollmächtigung sind eine form- und fristgerechte Anmeldung und der Nachweis der 

Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nach den 

vorstehenden Bestimmungen erforderlich. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so ist die 

Gesellschaft gemäß § 134 Abs. 3 Satz 2 AktG berechtigt, eine oder mehrere von diesen zurückzuweisen. 

Auch Bevollmächtigte können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das 

Stimmrecht für die von ihnen vertretenen Aktionäre lediglich im Rahmen ihrer jeweiligen Vollmacht 

im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch (Unter-)Bevollmächtigung der weisungsgebundenen 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausüben.  

Die Nutzung des passwortgeschützten Internetservices durch den Bevollmächtigten setzt voraus, dass 

der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten vom Vollmachtgeber erhält. 

Die Erteilung von Vollmachten, die nicht an einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen 

Stimmrechtsberater oder an eine diesen nach § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Person oder Institution 

erteilt werden, der Widerruf dieser Vollmachten und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 

der Gesellschaft bedürfen dabei der Textform (§ 126b BGB). 

Die Aktionäre, die einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine 

diesen nach § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Person oder Institution mit der Stimmrechtsausübung 

bevollmächtigen wollen, weisen wir darauf hin, dass in diesen Fällen die zu bevollmächtigende 

Institution oder Person möglicherweise eine besondere Form der Vollmacht verlangt, weil diese gemäß 

§ 135 AktG die Vollmacht nachprüfbar festhalten muss. Wir bitten daher die Aktionäre, sich in diesem 

Fall mit dem zu Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht abzustimmen. 

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann per Post, Telefax oder E-Mail an die Gesellschaft spätestens 

bis zum 1. September 2021, 24:00 Uhr MESZ, unter der folgenden Postanschrift, Telefax-Nummer oder 

E-Mail-Adresse  

JDC Group AG 

c/o C-HV AG 

Gewerbepark 10 

92289 Ursensollen 

Deutschland 

Telefax: +49 (0) 9628 92 99 871 

E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com 

oder ab dem 12. August 2021 unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservices unter 

https://jdcgroup.de/investor-relations/  



in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ übermittelt, geändert oder widerrufen werden. 

Entscheidend ist der Zeitpunkt des Zugangs bei der Gesellschaft. 

Am Tag der virtuellen Hauptversammlung können Vollmachten ausschließlich unter Nutzung des unter  

https://jdcgroup.de/investor-relations/  

in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ zugänglichen passwortgeschützten Internetservices bis zum 

Beginn der Abstimmungen abgegeben, geändert oder widerrufen werden.   

Vorstehende Übermittlungswege stehen jeweils bis zu den vorstehend genannten Zeitpunkten auch 

zur Verfügung, wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft erfolgen 

soll; ein gesonderter Nachweis über die Erteilung der Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall. 

Der Widerruf oder die Änderung einer bereits erteilten Vollmacht kann ebenfalls auf den 

vorgenannten Übermittlungswegen jeweils bis zu den vorstehend genannten Zeitpunkten unmittelbar 

gegenüber der Gesellschaft erklärt werden. 

Aktionäre, die eine andere Person bevollmächtigen möchten, können für die Erteilung einer Vollmacht 

das Formular verwenden, welches nach ordnungsgemäßer Anmeldung und Nachweis des 

Anteilsbesitzes zugeschickt wird. Ein entsprechendes Formular steht auch auf der Internetseite der 

Gesellschaft unter  

https://jdcgroup.de/investor-relations/  

in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ zum Download zur Verfügung. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft benannten weisungsgebundenen 

Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. Auch im Falle einer Bevollmächtigung der 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind eine form- und fristgerechte Anmeldung und der Nachweis 

des Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich.  

Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können per Post, Telefax 

oder E-Mail an die vorstehend im Abschnitt „Verfahren für die Stimmabgabe durch einen 

Bevollmächtigten“ genannte Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse bis spätestens 1. Sep-

tember 2021, 24:00 Uhr MESZ, oder unter Nutzung des unter  

https://jdcgroup.de/investor-relations/  

in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ zugänglichen passwortgeschützten Internetservices gemäß 

den dafür vorgesehenen Verfahren bis zum Beginn der Abstimmungen in der virtuellen 

Hauptversammlung am 2. September 2021 erteilt, geändert oder widerrufen werden.  

Ein entsprechendes Formular wird nach ordnungsgemäßer Anmeldung und Anteilsbesitznachweis 

zugesandt und steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://jdcgroup.de/investor-relations/  

in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ zum Download zur Verfügung.  



Bei einer Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter müssen diesen 

in jedem Falle Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter 

sind verpflichtet, entsprechend den ihnen erteilten Weisungen abzustimmen; sie können die 

Stimmrechte nicht nach eigenem Ermessen ausüben und sind auch bei erteilter Vollmacht nur zur 

Stimmrechtsausübung befugt, soweit eine ausdrückliche Weisung zu den in der Einberufung zur 

Hauptversammlung bekanntgemachten Beschlussvorschlägen von Vorstand und/oder Aufsichtsrat 

oder zu – mit einer etwaigen Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG – 

bekanntgemachten Beschlussvorschlägen von Aktionären sowie etwaige vor der Hauptversammlung 

gemäß §§ 126, 127 AktG zugänglich gemachte Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären 

vorliegt. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft nehmen weder im Vorfeld noch während der 

virtuellen Hauptversammlung Weisungen oder Vollmachten zur Einlegung von Widersprüchen gegen 

Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Fragerechts oder zur Stellung von Anträgen 

entgegen. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch elektronische Briefwahl 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre können ihr Stimmrecht, auch ohne an der 

Hauptversammlung teilzunehmen, im Wege elektronischer Kommunikation (Briefwahl) abgeben. Die 

Aktionäre, die ihre Stimmen im Wege der elektronischen Briefwahl abgeben möchten, müssen sich 

ebenfalls unter Vorlage des besonderen Nachweises des Anteilsbesitzes rechtzeitig anmelden. 

Briefwahlstimmen können ab dem 12. August 2021 unter Nutzung des unter  

https://jdcgroup.de/investor-relations/  

in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ zugänglichen passwortgeschützten Internetservices gemäß 

den dafür vorgesehenen Verfahren bis zum Beginn der Abstimmungen in der virtuellen 

Hauptversammlung am 2. September 2021 abgegeben, geändert oder widerrufen werden. 

Die Abgabe von Stimmen durch elektronische Briefwahl ist auf die Abstimmung über die in der 

Einberufung zur virtuellen Hauptversammlung bekanntgemachten Beschlussvorschläge von Vorstand 

und/oder Aufsichtsrat und auf mit einer etwaigen Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 

AktG bekanntgemachten Beschlussvorschläge von Aktionären sowie etwaige vor der 

Hauptversammlung gemäß §§ 126, 127 AktG zugänglich gemachte Gegenanträge und Wahlvorschläge 

von Aktionären beschränkt. 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im 

Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt die Stimmabgabe im Wege der elektronischen 

Briefwahl zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Stimmabgabe für jeden 

Punkt der Einzelabstimmung. 

Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen und Stimmrechtsberater oder sonstige 

gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen und Institutionen können sich der elektronischen 

Briefwahl bedienen. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG i. V. m. § 1 Abs. 

2 Satz 3 COVID-19-Gesetz: 



Gegenanträge im Sinne des § 126 AktG sowie Wahlvorschläge im Sinne des § 127 AktG sind 

ausschließlich an die folgende Anschrift zu richten: 

JDC Group AG  

Söhnleinstr. 8 

65201 Wiesbaden 

Deutschland 

Telefax: +49 (0) 611 335 322 09 

E-Mail: ir@jdcgroup.de 

Gegenanträge und Wahlvorschläge gegen die Vorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu den 

Punkten der Tagesordnung, die spätestens zum Ablauf des 18. August 2021 (24.00 Uhr MESZ) bei der 

vorstehenden Anschrift eingehen und die die weiteren Voraussetzungen für eine Pflicht der 

Gesellschaft zur Zugänglichmachung nach §§ 126, 127 AktG erfüllen, werden einschließlich des 

Namens des Aktionärs, einer etwaigen Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung 

unter der Internetadresse  

https://jdcgroup.de/investor-relations/  

in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ veröffentlicht. Anderweitig adressierte Anträge werden 

nicht berücksichtigt. 

Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Gegenanträge oder Wahlvorschläge gestellt 

werden. Ordnungsgemäß gestellte und zulässige Gegenanträge und Wahlvorschläge, die nach §§ 126 

Abs. 1, 127 AktG im Vorfeld der Hauptversammlung bekannt gemacht wurden, werden in der virtuellen 

Hauptversammlung so behandelt, als seien sie in der Hauptversammlung gestellt worden, wenn sich 

der Aktionär auch angemeldet hat. 

Fragerecht der Aktionäre gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz 

Angemeldete Aktionäre sowie ihre Bevollmächtigten haben das Recht, im Vorfeld der virtuellen 

Hauptversammlung am 2. September 2021 Fragen einzureichen. Der Vorstand entscheidet nach 

pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet. 

Fragen sind bis spätestens einen Tag vor der Versammlung, d. h. bis spätestens 31. August 2021, 24:00 

Uhr (MESZ), über den auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://jdcgroup.de/investor-relations/  

in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ zugänglichen passwortgeschützten Internetservice 

einzureichen. 

Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Fragen gestellt werden. 

Bild- und Ton-Übertragung der Hauptversammlung im Internet 

Angemeldete Aktionäre sowie ihre Bevollmächtigten können die gesamte Versammlung am 2. Sep-

tember 2021, ab 11.00 Uhr MESZ, live auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://jdcgroup.de/investor-relations/ 



in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ im passwortgeschützten Internetservice in Bild und Ton 

verfolgen.  

Nach Zugang der ordnungsgemäßen Anmeldung und eines ordnungsgemäßen Nachweises des 

Anteilsbesitzes werden den Aktionären die Zugangsdaten für die Nutzung des passwortgeschützten 

Internetservices auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://jdcgroup.de/investor-relations/ 

in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ übersandt.  

Die Übertragung der Hauptversammlung ermöglicht keine Teilnahme im Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 2 

AktG (elektronische bzw. Online-Teilnahme). 

Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung  

Angemeldete Aktionäre sowie ihre Bevollmächtigten, die das Stimmrecht im Wege der Briefwahl oder 

durch Vollmacht- und Weisungserteilung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausgeübt 

haben, haben die Möglichkeit, über den auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://jdcgroup.de/investor-relations/ 

in dem Unterpunkt „Hauptversammlung“ zugänglichen passwortgeschützten Internetservice von 

Beginn der virtuellen Hauptversammlung am 2. September 2021 an bis zum Ende der virtuellen 

Hauptversammlung gemäß § 245 Nr. 1 AktG i.V.m. § 1 Abs. 2 Nr. 4 COVID-19-Gesetz Widerspruch 

gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zu erklären. 

Information zum Datenschutz für Aktionäre 

Verantwortlicher im Sinne des Datenschutzrechts ist die JDC Group AG, Söhnleinstr. 8, 65201 Wiesba-

den. Sie erreichen die Gesellschaft unter  

ir@jdcgroup.de 

und den Datenschutzbeauftragten unter 

datenschutz@jdcgroup.de 

Die JDC Group AG verarbeitet als Verantwortlicher personenbezogene Daten ihrer Aktionäre und 

deren Stimmrechtsvertreter (Name, Anschrift, Sitz/Wohnort, Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart 

der Aktien sowie Nummer der Zugangskarte und Zugangsdaten zum passwortgeschützten Internetser-

vice), um ihren gesetzlichen Pflichten nachzukommen und den Aktionären die Teilnahme an der 

Hauptversammlung und die Ausübung ihrer Rechte zu ermöglichen. Die Datenverarbeitung ist für die 

Teilnahme an der Hauptversammlung zwingend erforderlich. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist 

Art. 6 Abs. 1c DSGVO. Daten über die Teilnahme an Hauptversammlungen werden gemäß der 

gesetzlichen Bestimmungen für einen Zeitraum von zehn Jahren aufbewahrt. 

Die JDC Group AG bedient sich externer Dienstleister für die Ausrichtung der Hauptversammlung und 

wird diesen zur Erfüllung ihrer Tätigkeiten, soweit erforderlich, auch personenbezogene Daten 

zugänglich machen. Die Dienstleister dürfen die personenbezogenen Daten ausschließlich im Auftrag 



der JDC Group AG und nicht zu eigenen Zwecken verarbeiten und müssen die Daten vertraulich 

behandeln. Eine Datenübermittlung in Drittländer oder an internationale Organisationen erfolgt nicht. 

Ihnen steht bei Vorliegen der jeweiligen gesetzlichen Voraussetzungen das Recht auf Auskunft nach 

Art. 15 DSGVO, auf Berichtigung nach Art. 16 DSGVO, auf Löschung nach Art. 17 DSGVO, auf 

Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO, das Recht auf Widerspruch nach Art. 21 DSGVO 

sowie das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Art. 20 DSGVO zu. Darüber hinaus besteht ein 

Beschwerderecht bei der zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde nach Art. 77 DSGVO. 

Wiesbaden, im Juli 2021 

 

JDC Group AG 

Der Vorstand 

 


